
 

Der Kreistag 

des Landkreises Teltow-Fläming   

 

ANTRAG         4-0485/10-KT 
 
für die ö f f e n t l i c h e  Sitzung 
 
Kreistag 15.02.2010

 
Einreicher: Kreistagsfraktionen SPD/Grüne, DIE LINKE., FDP/Bauernverband 
 
Betr.:  Antrag der Kreistagsfraktionen SPD/Grüne, DIE LINKE., FDP/BV zur Überprüfung der  
  Mitglieder des Kreistages des Landkreises Teltow-Fläming auf eine hauptamtliche  
  oder inoffizielle Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen DDR 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreistag möge beschließen: 
 
1. Die Mitglieder des Kreistages Teltow-Fläming, die vor dem 12. Januar 1990 das 18. Lebensjahr 

vollendeten, werden auf eine hauptamtliche oder inoffizielle Tätigkeit für den Staats-
sicherheitsdienst der ehemaligen DDR überprüft. Dem Landrat wird empfohlen, ebenso eine 
solche Überprüfung der kommunalen Wahlbeamten einschließlich der Dezernatsleiter, die nicht 
kommunale Wahlbeamte sind, zu veranlassen. 

2. Der Vorsitzende des Kreistages wird beauftragt, bei der Bundesbeauftragten für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes die Auskünfte gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 6 b) StUG einzuholen. 
Für die Auswertung der Überprüfung der Mitglieder des Kreistages auf eine Tätigkeit für den 
Staatssicherheitsdienst der ehemaligen DDR gilt das in der Anlage festgeschriebene Verfahren, 
das angelehnt ist an den einstimmig gefassten Beschluss Drucksache 95/036 des Kreistages 
Teltow-Fläming.  

 
 
Sachverhalt: 
 
Nach dem Willen der Fraktionen SPD/Grüne, Die LINKE., FDP/Bauernverband soll eine Überprüfung 
der Mitglieder des Kreistages Teltow-Fläming, der kommunalen Wahlbeamten einschließlich der 
Dezernatsleiter, die nicht kommunale Wahlbeamte sind, auf eine hauptamtliche oder inoffizielle 
Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst erfolgen. Da gemäß § 131 Abs. 1 i. V. m. § 61 Abs. 2 Satz 2 
BbgKVerf für die Kreisbediensteten der Landrat Dienstvorgesetzter und oberste Dienstbehörde ist, 
kann der Kreistag über die Einbeziehung der kommunalen Wahlbeamten einschließlich der 
Dezernatsleiter, die nicht kommunale Wahlbeamte sind, in die Überprüfung auf eine hauptamtliche 
oder inoffizielle Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen DDR nur eine Empfehlung 
abgeben. 
 
Im StUG ist die Überprüfung von Angehörigen kommunaler Vertretungskörperschaften und 
kommunalen Wahlbeamten ausdrücklich vorgesehen (§ 20 Abs. 1 Nr. 6 und § 21 Abs. 1 Nr. 6 StUG).  
 
Luckenwalde, den 26.01.2010 
 
 
 
gez. Christoph Schulze     gez. Kornelia Wehlan, Hans-Jürgen Akuloff     gez. Matthias-E. Nerlich 
Vorsitzender der Fraktion   Vorsitzende der Fraktion                                  Vorsitzender der Fraktion  
SPD/Grüne       DIE LINKE.                   FDP/BV 


